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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 6 RJ 234/03
Datum 26.10.2004

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
19. MÃ¤rz 2003 sowie der Bescheid der Beklagten vom 10. Oktober 2001 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18. Januar 2002 abgeÃ¤ndert und die
Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger ab 1. Januar 2000 Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit
und ab 1. April 2004 Rente wegen voller ErwerbsfÃ¤higkeit zu zahlen.
II. Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.
III. Die Beklagte trÃ¤gt drei Viertel der notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des
KlÃ¤gers.
IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist der Anspruch des KlÃ¤gers auf eine Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit, hilfsweise â�� ab 01.01.2001 â�� auf eine Rente wegen
Erwerbsminderung.

Der KlÃ¤ger, 1945 geboren und StaatsangehÃ¶riger von Bosnien und Herzegowina,
gibt an, nach dem Besuch der Volksschule und einer weiterfÃ¼hrenden Schule in
Bosnien als Grundschullehrer beschÃ¤ftigt gewesen zu sein. 1971/72 habe er als
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Fabrikarbeiter und Bauhelfer in Luxemburg gearbeitet. Von 1972 bis 1985 und
sodann von 1991 bis 1998 sei er in der Bundesrepublik Deutschland als Kellner
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt gewesen.

In Bosnien und Herzegowina weist der KlÃ¤ger Pflichtbeitragszeiten in den Jahren
1966/67 und 1969/70 sowie vom 01.01.1991 bis 31.08.1991 auf. In Deutschland hat
der KlÃ¤ger vom 22.05.1972 bis 18.10.1984 rentenrechtliche Zeiten zurÃ¼ckgelegt
(im wesentlichen PflichtbeitrÃ¤ge); eine ununterbrochene Pflichtbeitragsleistung
liegt sodann vom 01.09.1991 bis 03.03.1998 vor.

Mit Bescheid vom 10.10.2001 und Widerspruchsbescheid vom 21.01. 2002 lehnte
die Beklagte den am 16.12.1999 gestellten Antrag des KlÃ¤gers auf Zahlung von
Rente wegen Erwerbs- bzw. BerufsunfÃ¤higkeit ab, weil der KlÃ¤ger leichte Arbeiten
ohne Akkord noch mindestens sechs Stunden tÃ¤glich verrichten kÃ¶nne und nach
seiner maÃ�geblichen BerufstÃ¤tigkeit als Kellner als ungelernter Arbeiter zu
beurteilen sei.

Gesundheitszustand und berufliches LeistungsvermÃ¶gen entnahm die Beklagte
einem in S. am 16.02.2000 erstatteten Rentengutachten, das den KlÃ¤ger aufgrund
langjÃ¤hrigen AlkoholmiÃ�brauchs fÃ¼r nur noch unter zwei Stunden tÃ¤glich
leistungsfÃ¤hig erachtete, weiteren medizinischen Unterlagen aus der Heimat des
KlÃ¤gers und dem Gutachten des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. M.
vom 20.09.2001, das auf einer dreitÃ¤gigen stationÃ¤ren Untersuchung des
KlÃ¤gers in der Ã�rztlichen Gutachterstelle Regensburg beruhte und zum Ergebnis
gekommen war, der KlÃ¤ger kÃ¶nne leichte Arbeiten in Tagesschicht und ohne
Akkordarbeit, insbesondere auch als Kellner, tÃ¤glich noch sechs Stunden und mehr
verrichten.

Mit der am 03.04.2002 zum Sozialgericht Landshut (SG) erhobenen Klage verfolgte
der KlÃ¤ger seinen Rentenanspruch weiter. Er kÃ¶nne wegen seines schlechten
Gesundheitszustands nicht mehr arbeiten. Zum Nachweis hierfÃ¼r legte er Befunde
aus den Jahren 2001 und 2002 vor.

Das SG erhob Ã¼ber Gesundheitszustand und berufliches LeistungsvermÃ¶gen des
KlÃ¤gers Beweis durch Einholung eines medizinischen
SachverstÃ¤ndigengutachtens von der Ã�rztin fÃ¼r Psychiatrie/Psychotherapie,
Sozialmedizin Dr. M. (vom 18.11.2002).

Die SachverstÃ¤ndige stellte beim KlÃ¤ger folgende GesundheitsstÃ¶rungen fest:

â�� Reaktiv depressive VerstimmungszustÃ¤nde.

â�� Vegetative LabilitÃ¤t.

â�� AlkoholabhÃ¤ngigkeit (seit zwei Jahren in Abstinenz).

â�� Verdacht auf leichte sensible Polyneuropathie.
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â�� Benzodiazepin-Missbrauch.

â�� LendenwirbelsÃ¤ulenabhÃ¤ngige Beschwerden ohne neurologische
FunktionsausfÃ¤lle.

Dr. M. fÃ¼hrte unter BerÃ¼cksichtigung der vom KlÃ¤ger neu vorgelegten
medizinischen Befunde aus, diese GesundheitsstÃ¶rungen lÃ¤gen seit dem
Zeitpunkt des Rentenantrags vor. GegenÃ¼ber dem Gutachten des Arztes fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr. M. vom 20.09.2001 habe sich keine wesentliche
sozialmedizinisch relevante BefundÃ¤nderung ergeben. Der vorgealtert und
verbraucht wirkende KlÃ¤ger kÃ¶nne leichte Arbeiten ohne besondere
Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit, ohne Zeitdruck, ohne Nachtschicht
und ohne Akkordarbeit noch vollschichtig verrichten. UnÃ¼bliche Arbeitspausen
seien nicht erforderlich. EinschrÃ¤nkungen des Anmarschwegs zur ArbeitsstÃ¤tte
bestÃ¼nden nicht. Als Kellner sei der KlÃ¤ger wegen der AlkoholgefÃ¤hrdung nicht
mehr einsetzbar. Er sei in seiner Anpassungs- und UmstellungsfÃ¤higkeit
eingeschrÃ¤nkt und kÃ¶nne sich geistig nicht mehr in einen anderen Berufsbereich
einarbeiten, sondern kÃ¶nne sich nur noch auf einfachste Arbeiten umstellen.

Nachdem der KlÃ¤ger Arbeitszeugnisse Ã¼ber seine BerufstÃ¤tigkeit als Kellner
vorgelegt hatte und eine vom SG angeforderte Auskunft des letzten Arbeitgebers
des KlÃ¤gers vorlag (H. , Auskunft vom 05.12.2002), wies das SG die Klage mit
Urteil vom 19.03.2003 ab. Der KlÃ¤ger sei vollschichtig leistungsfÃ¤hig und auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar.

Am 24.04.2003 ging die Berufung des KlÃ¤gers gegen dieses ihm in seiner Heimat
zugestellte Urteil beim Bayer. Landessozialgericht ein. Er kÃ¶nne wegen der Folgen
seiner Alkoholkrankheit nicht mehr arbeiten. In Bosnien habe er nach seiner
RÃ¼ckkehr nur kurze Zeit Arbeitslosengeld bekommen; arbeitslos gemeldet
gewesen sei er vom 25.03.1998 bis 28.07.2000. Jetzt erhalte er Invalidenrente von
umgerechnet etwa 3,00 Euro. Der KlÃ¤ger legte weitere medizinische Unterlagen
vor.

Der Senat erholte AuskÃ¼nfte von frÃ¼heren Arbeitgebern des KlÃ¤gers und
fÃ¼hrte durch den berufskundlichen SachverstÃ¤ndigen Andreas Auer eine
Ã�berprÃ¼fung seiner Kenntnisse und Fertigkeiten als Kellner durch. Der
SachverstÃ¤ndige kam zum Ergebnis (zwei Schreiben vom 03.03.2004), der KlÃ¤ger
sei als angelernter Arbeiter des oberen Bereichs im Sinn der Rechtsprechung des
BSG zu beurteilen (entsprechend einem Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungszeit
von mehr als zwÃ¶lf Monaten bis zu zwei Jahren).

AuÃ�erdem holte der Senat medizinische SachverstÃ¤ndigengutachten ein von dem
Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K. (Gutachten vom 10.03.2004), von dem
Arzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. F. Gutachten vom 03.03.2004) und von dem Internisten
Dr. E. (Gutachten vom 13.05.2004); in diesen Gutachten sollten sich die
SachverstÃ¤ndigen vor allem auch zu Gesundheitszustand und beruflichem
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers fÃ¼r die Zeit vom Rentenantrag im Dezember
1999 bis einschlieÃ�lich April 2000, dem Zeitpunkt, in dem letztmalig die

                               3 / 9



 

versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit erfÃ¼llt gewesen sind (vgl. Schreiben der Beklagten vom
08.06.2004), Ã¤uÃ�ern.

Dr. F. konnte fÃ¼r das orthopÃ¤dische Fachgebiet mangels Vorbefunden fÃ¼r den
maÃ�geblichen Zeitraum keine Aussagen machen; die von ihm festgestellten
leichten VerschleiÃ�erscheinungen seien mÃ¶glicherweise inzwischen
hinzugekommen.

Auf internistischem Fachgebiet wurden durch Dr. E. auch noch im Zeitpunkt seiner
Untersuchung keine sozialmedizinisch relevanten GesundheitsstÃ¶rungen gesehen.

Dr. K. bestÃ¤tigte fÃ¼r den entscheidungserheblichen Zeitraum insbesondere die
Beurteilung, die Dr. M. abgegeben hatte. Ab dem Zeitpunkt der jetzigen
Untersuchung (02.03.2004) sei dem KlÃ¤ger keine ErwerbstÃ¤tigkeit mehr
mÃ¶glich.

Die Beklagte vertritt die Auffassung, dass das von Dr. M. festgestellte
eingeschrÃ¤nkte UmstellungsvermÃ¶gen erst ab dem Zeitpunkt dieser
Begutachtung (November 2002) nachgewiesen sei. Es bestehe mit der Beurteilung
Dr. K. EinverstÃ¤ndnis, dass der KlÃ¤ger ab 02.03.2004 nicht mehr erwerbstÃ¤tig
sein kÃ¶nne.

Der in der mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht anwesende und auch nicht vertretene
KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 19.03.2003 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 10.10.2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
21.01.2002 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm aufgrund seines
Antrags vom 16.12.1999 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen
BerufsunfÃ¤higkeit, hilfsweise â�� ab 01.01.2001 â�� eine Rente wegen
Erwerbsminderung zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen des Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen und zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestands wird im Ã�brigen auf den Inhalt der beigezogenen Akten â�� Klageakte
des SG Landshut; Rentenakten der Beklagten â�� und der Akte des Bayer.
Landessozialgerichts sowie auf den Inhalt der vorbereitenden SchriftsÃ¤tze Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig und auch im wesentlichen begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat
ab 01.01.2000 Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit und ab 1.4.2004
Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung.
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Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Versichertenrente wegen BerufsunfÃ¤higkeit ist
wegen des Rentenbeginns vor dem 01.01.2001 an den Vorschriften des SGB VI in
der bis 31.12.2000 geltenden Fassung (a.F.) zu messen.

Der KlÃ¤ger kann ab 01.01.2000 von der Beklagten Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 SGB VI a.F. beanspruchen, weil er
seit dem Zeitpunkt des Rentenantrags vom 16.12. 1999 berufsunfÃ¤hig im Sinn der
Legaldefinition des zweiten Absatzes dieser Vorschrift ist.

Nach Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 SGB VI a.F. haben Versicherte Anspruch auf Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit, wenn sie 1. berufsunfÃ¤hig sind, 2.in den letzten fÃ¼nf Jahren
vor Eintritt der BerufsunfÃ¤higkeit drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und 3. vor Eintritt der BerufsunfÃ¤higkeit die
allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Nach Â§ 43 Abs. 2 SGB VI a.F. sind Versicherte berufsunfÃ¤hig, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit aus gesundheitlichen GrÃ¼nden auf weniger als die HÃ¤lfte
derjenigen von gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und
gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist (Satz 1). Der Kreis der
TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist,
umfaÃ�t hierbei alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen
und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung
sowie ihres bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Satz 2). BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer
eine zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Satz 4). Die hier genannten
Tatbestandsmerkmale der BerufsunfÃ¤higkeit liegen beim KlÃ¤ger seit dem
Zeitpunkt des Rentenantrags (Dezember 1999) vor.

Das nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI zunÃ¤chst festzustellende berufliche
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers war schon seit Dezember 1999 eingeschrÃ¤nkt.
Er konnte nÃ¤mlich seit dem Zeitpunkt des Rentenantrags vom Dezember 1999
(und noch weiter bis 02.03.2004) nur noch leichte Arbeiten ohne besondere
Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit, ohne Zeitdruck, ohne Nachtschicht
und ohne Akkordarbeit vollschichtig verrichten. UnÃ¼bliche Arbeitspausen waren
nicht erforderlich. EinschrÃ¤nkungen des Anmarschwegs zur ArbeitsstÃ¤tte
bestanden nicht. Er war bereits seit Dezember 1999 in seiner Anpassungs- und
UmstellungsfÃ¤higkeit eingeschrÃ¤nkt und konnte sich geistig nicht mehr in einen
anderen Berufsbereich einarbeiten, sondern sich nur noch auf einfachste Arbeiten
umstellen.

Dieses berufliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers, das vom Dezember 1999 bis
02.03.2004 vorgelegen hat, ergibt sich vor allem aus dem vom SG eingeholten
Gutachten der Ã�rztin fÃ¼r Psychiatrie/Psychotherapie, Sozialmedizin Dr. M. , dem
sich der Senat anschlieÃ�t. Dieses Gutachten ist inhaltlich durch das Gutachten, das
der Senat von dem Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K. erholt hat, auch
ausdrÃ¼cklich bestÃ¤tigt worden.
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Nicht gefolgt werden kann der Auffassung der Beklagten, die von Dr. M.
festgestellte BeschrÃ¤nkung des UmstellungsvermÃ¶gens sei erst im Zeitpunkt der
Untersuchung des KlÃ¤gers durch die SachverstÃ¤ndige (18.11.2002)
nachgewiesen. Dr. M. stellt ausdrÃ¼cklich fest, dass die GesundheitsstÃ¶rungen,
die die EinschrÃ¤nkungen der beruflichen Leistungsbreite zur Folge haben, schon
seit dem Zeitpunkt des Rentenantrags vorliegen. Ihre Auffassung wird gestÃ¼tzt
durch den von ihr festgehaltenen Eindruck, der KlÃ¤ger sei vorgealtert und
verbraucht, da eine solcher Zustand erfahrungsgemÃ¤Ã� erst Ã¼ber einen
lÃ¤ngeren Zeitraum eintritt. Auch dem in S. am 16.02.2000 (also schon zwei Monate
nach dem Rentenantrag) erstattete Rentengutachten kann, selbst wenn man ihm
nicht in allen Punkten zu folgen vermag, ein wertvoller Hinweise entnommen
werden: es weist vor allem auf die Folgen des Alkoholismus hin, insbesondere auf
eine damals bereits beobachtbare EinschrÃ¤nkung der geistig-seelischen
Leistungsbreite und stÃ¼tzt sich dabei auf (in der Akte der Beklagten enthaltene)
Vorbefunde, die dies nÃ¤her ausfÃ¼hren. Auch wenn diese Unterlagen
mÃ¶glicherweise mit einer gewissen Vorsicht zu betrachten sind, so geben sie doch
ein in sich stimmiges Bild, das fÃ¼r Dr. M. eine relativ verlÃ¤Ã�liche weitere
Grundlage ihrer Aussage geboten hat. Im Ã�brigen ist die SachverstÃ¤ndige aus
ihrer Ã¤rztlichen Erfahrung in Verbindung mit dem persÃ¶nlichen Eindruck in der
Untersuchungssituation und unter BerÃ¼cksichtigung der vorhandenen
medizinischen Dokumentation der Lage, auch eine Aussage fÃ¼r einen (hier nicht
allzu lange) zurÃ¼ckliegenden Zeitraum mit der nÃ¶tigen Sicherheit zu treffen.
Dass Dr. M. sich zur Frage der UmstellungsfÃ¤higkeit nicht geÃ¤uÃ�ert hat, kann
auch darauf zurÃ¼ckzufÃ¼hren sein, dass er ihr keine besondere Bedeutung
beigemessen hat, weil die Beklagte damals beim Berufsbild des KlÃ¤gers von einem
angelernten Arbeiter (allenfalls) des unteren Bereichs ausgegangen ist.

Nach dem beruflichen LeistungsvermÃ¶gen ist weiterer Ausgangspunkt fÃ¼r die
Feststellung der BerufsunfÃ¤higkeit der Hauptberuf des Versicherten. Bei dessen
Bestimmung ist grundsÃ¤tzlich von der zuletzt ausgeÃ¼bten
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit auszugehen (vgl.
KassKomm-Niesel Â§ 43 SGB VI Rdnr. 21 ff. mit weiteren Nachweisen).
MaÃ�geblicher Hauptberuf ist vorliegend der eines angelernten Kellners, wie ihn der
KlÃ¤ger auch zuletzt in Deutschland ausgeÃ¼bt hat.

Diesen Beruf konnte der KlÃ¤ger seit Dezember 1999 schon wegen seiner
AlkoholgefÃ¤hrdung nicht mehr ausÃ¼ben, aber auch deshalb, weil er nur noch
fÃ¼r leichte Arbeiten ohne besondere Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit
und ohne Zeitdruck geeignet war.

DaÃ� der KlÃ¤ger seinen maÃ�geblichen Beruf seit Dezember 1999 nicht mehr
ausÃ¼ben konnte, reicht fÃ¼r die Annahme von BerufsunfÃ¤higkeit noch nicht aus.
Vielmehr sind â�� wie sich aus Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI a.F. ergibt â��
Versicherte nur dann berufsunfÃ¤hig, wenn ihnen auch die Verweisung auf andere
BerufstÃ¤tigkeiten aus gesundheitlichen GrÃ¼nden oder sozial nicht mehr
zumutbar ist (stÃ¤ndige Rechtsprechung des BSG, vgl. u.a. SozR 2200 Â§ 1246
Nr.138).
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Die soziale Zumutbarkeit einer VerweisungstÃ¤tigkeit beurteilt sich nach der
sozialen Wertigkeit des bisherigen Berufs. Um diese zu beurteilen, hat das BSG die
Berufe der Versicherten in Gruppen eingeteilt. Diese Berufsgruppen sind ausgehend
von der Bedeutung, die Dauer und Umfang der Ausbildung fÃ¼r die QualitÃ¤t eines
Berufes haben, gebildet worden. Dementsprechend werden die Gruppen durch den
Leitberuf des Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion bzw. des besonders hoch
qualifizierten Facharbeiters, des Facharbeiters (anerkannter Ausbildungsberuf mit
einer Ausbildungszeit von mehr als zwei Jahren), des angelernten Arbeiters
(sonstiger Ausbildungsberuf mit einer Regelausbildungszeit von bis zu zwei Jahren)
und des ungelernten Arbeiters charakterisiert (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 138
und 140). Die Einordnung eines bestimmten Berufs in dieses Mehrstufenschema
erfolgt aber nicht auschlieÃ�lich nach der Dauer der absolvierten fÃ¶rmlichen
Berufsausbildung. Ausschlaggebend hierfÃ¼r ist vielmehr allein die QualitÃ¤t der
verrichteten Arbeit, d.h. der aus einer Mehrzahl von Faktoren zu ermittelnde Wert
der Arbeit fÃ¼r den Betrieb. Es kommt auf das Gesamtbild an, wie es durch die in 
Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI am Ende genannten Merkmale (Dauer und Umfang der
Ausbildung sowie des bisherigen Berufs, besondere Anforderungen der bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit) umschrieben wird (vgl. z.B. BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 27 und
33). GrundsÃ¤tzlich darf der Versicherte im Vergleich zu seinem bisherigen Beruf
auf die nÃ¤chstniedrigere Gruppe verwiesen werden (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1246
Nr. 143 m.w.N.; SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 5).

Unter Anwendung dieser GrundsÃ¤tze ist der KlÃ¤ger der Gruppe mit dem Leitberuf
des angelernten Arbeiters, und zwar des oberen Bereichs (Ausbildungs- bzw.
Anlernzeit von mehr als einem bis zu zwei Jahren, vgl. BSG-Urteil vom 29.03.1994
â�� 13 RJ 35/93 = SozR 3-2200 Â§ 1246 RVO Nr. 45), zuzuordnen. Dies ergibt sich
aus seiner BerufstÃ¤tigkeit als angelernter Kellner, aus den entsprechenden
ArbeitgeberauskÃ¼nften und den Feststellungen, die der berufskundliche
SachverstÃ¤ndige Auer aufgrund einer praktischen und theoretischen
Ã�berprÃ¼fung der Kenntnisse und Fertigkeiten des KlÃ¤gers in dem Beruf des
Restaurantfachmanns getroffen hat.

Als angelerntem Arbeiter des oberen Bereichs ist dem KlÃ¤ger die Verweisung auf
BerufstÃ¤tigkeiten der einfachsten Art, auf die er sich seit Dezember 1999 nur noch
umstellen kÃ¶nnte, sozial nicht zumutbar.

Damit ist der KlÃ¤ger berufsunfÃ¤hig, wie es die Anspruchsgrundlage des Â§ 43
Abs. 1 Satz 1 SGB VI in ihrer Nummer 1 verlangt. Aber auch die beitragsrechtlichen
Voraussetzungen der Nummern 2 und 3 liegen (unstreitig) beim Eintritt des
Leistungsfalls im Dezember 1999 vor.

Der KlÃ¤ger hat somit ab 01.01.2000 Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit
(zum Zeitpunkt des Beginns vgl. Â§ 99 Abs. 1 Satz 1 SGB VI).

Der KlÃ¤ger, der zwar Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit hat, hat ab
01.01.2000 keinen Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� der
Bestimmung des bis 31.12.2000 in Kraft befindlichen Â§ 44 Abs. 1 SGB VI, weil er
bis einschlieÃ�lich Februar 2004 die strengeren Voraussetzungen des Begriffs der
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ErwerbsunfÃ¤higkeit im Sinne des zweiten Absatzes dieser Vorschrift nicht erfÃ¼llt
hat. Nach Â§ 44 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 SGB VI a.F. sind solche Versicherte nicht
erwerbsunfÃ¤hig, die â�� wie der KlÃ¤ger â�� (irgend)eine (auch eine sozial nicht
zumutbare) BerufstÃ¤tigkeit noch vollschichtig ausÃ¼ben kÃ¶nnen; dabei ist die
jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Nach der ab 01.01.2001 geltenden Vorschrift des Â§ 43 Abs. 2 SGB VI neue Fassung
(n.F.) hat der KlÃ¤ger ab 01.01.2001 bis 31.03.2004 keinen Anspruch auf eine
Rente wegen voller Erwerbsminderung.

Nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI n.F. haben Versicherte Anspruch auf Rente wegen
voller Erwerbsminderung, wenn sie voll erwerbsgemindert sind und dieselben
beitragsrechtlichen Voraussetzunge erfÃ¼llen, die Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nummern 2
und 3 SGB VI a.F. verlangt haben.

Voll erwerbsgemindert sind nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI n.F. Versicherte, die
wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Satz 3 betrifft den KlÃ¤ger, der ein
normales Erwerbsleben zurÃ¼ckgelegt hat, nicht). Â§ 43 Abs. 3 SGB VI n.F. stellt
klar, dass nicht erwerbsgemindert ist, wer unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein
kann, und dass dabei die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen ist.

Weil der KlÃ¤ger bis 02.03.2004 einfachste Arbeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes (sogar) noch vollschichtig hat verrichten kÃ¶nnen, hat bis zu diesem
Zeitpunkt keine volle Erwerbsminderung vorgelegen. Diese Beurteilung ergibt sich
aus den Gutachten der SachverstÃ¤ndigen Dr. M. , Dr. K. , Dr. F. und Dr. E â�¦

Erst ab 01.04.2004 hat der KlÃ¤ger dann diesen Anspruch, weil er ab 02.03.2004
(unbestritten) zu keiner lohnbringenden TÃ¤tigkeit mehr in der Lage ist. Die
beitragsrechtlichen Voraussetzungen sind aufgrund der vorausgehenden Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit auch fÃ¼r die erst am 01.04.2004 beginnende Rente
wegen voller Erwerbsminderung noch erfÃ¼llt, vgl. Â§ 43 Abs. 4 Nr. 1 Alternative 2
SGB VI n.F. Es besteht Anspruch auf eine unbefristete Rente, weil es
unwahrscheinlich ist, dass die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit behoben werden
kann, vgl. Â§ 102 Abs. 2 Satz 4 SGB VI n.F.

Auf die Berufung des KlÃ¤gers waren damit das Urteil des Sozialgerichts Landshut
vom 19.03.2003 sowie der Bescheid der Beklagten vom 10.10.2001 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 21.01.2002 abzuÃ¤ndern und die Beklagte war zu
verurteilen, dem KlÃ¤ger ab 01.01.2000 Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit und
sodann ab 01.04.2004 Rente wegen voller Erwerbsminderung zu zahlen. Im
Ã�brigen â�� hinsichtlich der weitergehenden AnsprÃ¼che auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 01.01.2000 bzw. auf Rente wegen voller Erwerbsminderung
bereits ab 01.01.2001 â�� war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 SGG.
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GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG zuzulassen, liegen nicht vor.

Erstellt am: 07.01.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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